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Z E  i t g e : s p i t . : a L c i £

Die Gewährung 
von Zollpräferenzen genügt nicht

Interview*) mit dem stellvertretenden amtierenden Leiter der deutschen 
Delegation der 2. Welthandelskonferenz, Dr. Heinz-Friedrich Schulz

Seit Anfang des M onats tag t in N eu-Delhi die zw eite W elthandelskonfe
renz. Nach mehreren Jahren wenig erfolgreicher Entwicklungshilfe sind 
harte Auseinandersetzungen zwischen den Industrie- und Entwicklungs
ländern zu erw arten. Eine Neuorientierung der Entwicklungshilfepolitik 
wird daher erforderlich sein. A ufgabe der deutschen Delegation ist es 
einerseits, den Forderungen der Entwicklungsländer neue Ideen und 
Maßnahmen zur Handelsausweitung gegenüberzustellen, andererseits kann 
sie als Verm ittler zwischen streitenden Parteien tätig  werden. W ir  sprachen 
mit Dr. Schulz, dem stellvertretenden amtierenden Leiter der deutschen 
Delegation, kurz vor der Abreise zur W elthandeiskonferenz.

WIRTSCHAFTSDIENST: Herr Dr. 
Schulz, gelegentlich ist gesagt wor
den, daß das Jahrzehnt der Ent
wicklung, das die Vereinten Natio
nen verkündet haben, zu einem 
Jahrzehnt der Enttäuschung zu 
werden drohe. W orin liegen Ihrer 
Meinung nadi die w esentlidien Ur- 
sadien für die immer noch beste
hende und sogar ständig wach
sende w irtsdiaftlidie und soziale 
Lücke zwisdien Entwicklungslän
dern und Industrieländern?

SCHULZ: Die Antwort auf eine 
so komplexe Frage ist sehr sdiwie- 
rig. Denn jedes Entwicklungsland 
hat eine ganz spezielle Situation. 
Idi möchte aber meinen, daß sidi 
dennodi ganz allgemein einige 
Tatbestände heraussteilen lassen. 
Die Mehrzahl der Entwicklungs
länder befindet sidi in ihren Pro
duktions- und Sozialstrukturen 
nodi in einem Stadium, das die 
Industrienationen seit langem über
wunden haben. Sie haben außer
dem —■ das gilt allerdings nidit

für alle Länder — ein explosives 
Bevölkerungswachstum, das es sehr 
schwierig madit, den wirtschaft
lichen Entwicklungsprozeß mit dem 
notwendigen Erfolg voranzutrei
ben. Sie haben einen eklatanten 
Mangel an dem notwendigen 
menschlichen und technischen Po
tential. Dieser Ausbildungsrück
stand wird durch eine gesellschaft
liche und soziologische Rückstän
digkeit noch verstärkt. Es fehlt 
diesen Ländern vor allem auch, 
trotz ihrer Bemühungen, an dem

notwendigen Fachpersonal. Es 
kommt w eiter hinzu, daß d ie für 
die wirtschaftliche Fortentwicklung 
notwendige Ausweitung der Ex
porte dieser Länder nicht in dem 
erw arteten Maße vorankommt. Das 
liegt nicht allein daran, daß diese 
Länder noch kein ausreichendes 
Produktionspotential haben. Es 
mangelt auch an dem notwendigen 
technischen W issen und dem er
forderlichen Kapital. Schließlich ist 
es nicht leicht für die Entwicklungs
länder, in M ärkte einzudringen, in 
denen schon alte traditionelle Han
delsbeziehungen vorhanden sind. 
Nur wenn die Entwicklungsländer 
in der Lage sind, konkurrenzfähige 
W aren anzubieten, haben sie eine 
Chance, ihre Exporte zu steigern.

WIRTSCHAFTSDIENST: Zur In
tensivierung des Handels zwischen 
Entwicklungsländern und Industrie
ländern tagt je tzt die zweite W elt
handelskonferenz in Neu-DelhL

•) In terv iew er; D ietridi Kebsdjull und 
Friedhelm Schlüter
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Die Position der Entwicklungsländer

D ie Entwidilungsländer haben 
ihre Forderungen für die zwei

te W elthandelskonferenz auf der 
Tagung von A lgier festgelegt. N e
ben allgemein gefaßten Direktiven 
zur V erstärkung der wirtschaftli
chen und politischen Zusammenar
beit zwischen den Entwicklungslän
dern enthält die Ende November 
1967 verabschiedete „Charta" sehr 
detaillierte Vorschläge zur V errin
gerung der wirtschaftlichen Lücke 
zwischen Industrie- und Entwick
lungsländern.

□  Zur Erleichterung der Ausfuhr 
verlangt man von den Industrie
ländern langfristig die Beseitigung 
aller Einfuhrrestriktionen für Roh
stoffe und Halbfertigwaren. Zu
gleich soll ein vollständiges Libe
ralisierungsprogramm für Fertig
waren ausgearbeitet werden. Als 
Sofortmaßnahme wird eine allge
meine, nicht-diskriminierende Prä- 
ferenzierung durch alle Industrie
länder gefordert. Die im Rahmen 
der Kennedy-Runde vorgeschlage
nen Zollsenkungen für Rohstoffe 
sind gegenüber den Entwicklungs
ländern sofort und ohne Gegen
leistung durchzuführen. Soweit vor
handene Präferenzen durch die 
Neuregelungen abgescJiafft werden, 
verlangen die Entwicklungsländer 
die Einräumung gleichwertiger V or
teile. Die sozialistischen Länder 
sollen sta tt der Präferenzen Zuge
ständnisse von gleicher W irkung 
machen.

□  Für alle wichtigen landwirt
schaftlichen Erzeugnisse sind so 
schnell wie möglich allgemein-ver- 
bindliche W arenabkommen zu 
schließen. Besonders dringlich ist 
die Ausarbeitung eines Kakao- und 
Zuckerabkommens. Ähnliche inter
national wirksame Verträge w er
den für industrielle Rohstoffe an
gestrebt. Zur kurzfristigen M arkt

stabilisierung sollen allgemein 
Buffer Stocks eingerichtet werden, 
die durch internationale Finanzie
rungsinstitute oder direkt von ein
zelnen Industrieländern finanziert 
werden.

□  Um ein marktgängiges W aren
angebot produzieren zu können, 
wird eine verstärk te technische und 
finanzielle Unterstützung der Di
versifizierungsbemühungen gefor
dert. Es ist an spezielle Fonds zur 
Durchführung der Diversifizierungs
programme gedadit. Die Program
me sollen sich insbesondere auf 
den Aufbau von Exportindustrien 
konzentrieren.

□  Produzieren Industrie- und Ent
wicklungsländer die gleichen Güter, 
so sollen die Industrieländer durch 
eine Produktionseinschränkung den 
notwendigen Absatzspielraum für 
die Entwicklungsländer sichern. Auf 
jeden Fall soll ein hoher Prozentsatz 
der jährlidien Bedarfssteigerung 
durch Produkte aus Entwicklungs
ländern gedeckt werden. Güter, de
ren Produktion in den Industrie
ländern unwirtschaftlich ist, sollen 
voll und ganz den Entwicklungs
ländern überlassen werden. Die 
Subventionierung dieser Produkte 
ist aufzuheben. Um den Absatz zu 
erleichtern, soll eine verstärkte in
ternationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Handelsinformation 
durchgesetzt werden.

□  Zur Finanzierung der Entwick
lungsprogramme sollen die Indu
strieländer jährlich 1 Vo ihres Brut
tosozialprodukts zur Verfügung 
stellen. Die Reserven der in terna
tionalen Finanzierungsinstitute sol
len aufgefüllt bzw. erhöht werden. 
Außerdem ist der Schuldendienst 
durch Verlängerung der Kreditfri
sten und niedrige Zinssätze zu er
leichtern.

W orin sehen Sie längerfristig die 
Hauptaufgaben dieser Konferenz?

SCHULZ: Nach unserer Ansicht 
ist es weniger die Aufgabe der 
Konferenz, kurzfristig für alle mög
lichen Fragen Patentlösungen zu 
finden, wie es in der Algier-Charta 
verlangt wird. V ielmehr sollte sie 
sidi längerfristig die Beseitigung 
jener Grundhindernisse zum Ziel 
setzen, die als Hauptgründe für 
den Rückstand der Entwicklungs
länder anzusehen sind. D. h. die 
Aufgabe der Konferenz müßte vor 
allen Dingen darauf gerichtet sein, 
die Entwicklungsländer zu einem 
neuen Bewußtsein des Entwick
lungsprozesses zu führen, das sich 
in Änderungen der Produktions
strukturen und der sozialen und 
gesellschaftlichen Strukturen nie
derschlägt. Außerdem muß — ent
sprechend unserer Grundauffas- 
sung für einen liberalen W elt
handel — die Abneigung gegen 
Privatinvestitionen überwunden 
werden. Denn nur durch Privat
investitionen wird auf die Dauer 
genügend Kapital und technisches 
W issen in diese Länder fließen 
und sie auf einen Entwicklungs
stand bringen, der dem der Indu
strieländer vergleichbar ist.

Die längerfristigen Aufgaben der 
Konferenz sollten weniger darauf 
gerichtet sein, die restlichen — 
verhältnism äßig geringen — Han
delshemmnisse abzubauen, sondern 
mehr darauf, den Entwicklungs
ländern das nötige Export-Marke- 
ting-W issen zu verm itteln und sie 
in den Stand zu setzen, nicht nur 
in die Länder zu exportieren, in 
denen sie bereits Fuß gefaßt ha
ben, sondern vielm ehr sämtliche 
Exportmöglichkeiten, die sich ihnen 
auf den M ärkten der Industrie
länder bieten, auszuschöpfen.

So wurden z. B. die Einfuhrmög
lichkeiten auf dem deutschen Markt 
für einige Baumwolltextilien nicht 
voll ausgenutzt, weil die Entwick
lungsländer selbst sich nicht ge
nügend um den neuen M arkt be
mühten. Sie vertrauten vielmehr 
auf traditionelle Exportmärkte, wie 
z. B. Großbritannien, wohin der 
Export für sie einfacher ist. Ob
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wohl ein Bedarf bestände, schaffen 
sie es nicht, hier in Deutschland 
Fuß zu fassen.

WIRTSCHAFTSDIENST: Hier läge 
sicherlich ein Ansatz für eine wir
kungsvolle Entwicklungshilfe durch 
die Industrienationen. Doch w el
chen Beitrag können und sollten 
die Entwicklungsländer zunächst 
selbst für den Aufbau ihrer Export
wirtschaft und für die Erschließung 
neuer M ärkte leisten?

SCHULZ: Nach unserer Auf
fassung — und das ist wohl auch 
die Auffassung der Mehrzahl der 
westlichen Länder — müssen die 
Entwicklungsländer vor allem ihre 
Abneigung gegen ausländische In
vestitionen überwinden, die sie 
sehr oft als eine Form der Beein
trächtigung ihrer Souveränität und 
auch als eine A rt Neo-Kolonialis- 
mus ansehen. Es gibt Beispiele da
für, daß Länder, die sich von die
sen Vorurteilen freimachen, einen 
Aufschwung ihrer W irtschaft er
leben — so z. B. die Elfenbeinküste 
in Afrika.

Die Entwicklungsländer müssen 
bereit sein — das ist eine not
wendige Voraussetzung für zuneh
mende Privatinvestitionen aus
ländischer Unternehmer —, diesen 
Investoren einen geeigneten In
vestitions-Rechtsschutz sowie ent
sprechende G arantien für ihr Ei
gentum und für den Transfer ihrer 
Erlöse zu geben. Mit einer ganzen 
Reihe von Ländern konnten solche 
Investitionsschutzverträge bereits 
geschlossen werden, aber bei vie
len Ländern, insbesondere in Süd
amerika, bestehen große Schwierig
keiten, die auf das Grundübel des 
Mißtrauens gegenüber ausländi
schen Investitionen zurückzuführen 
sind.

Darüber hinaus müssen die Ent
wicklungsländer versuchen, ein 
eigenes Unternehmertum heranzu
bilden. Und sie müssen weiterhin 
dazu beitragen, daß sich in ihrem 
eigenen Land mehr eigenes Kapital 
akkumuliert. Es ist eine bekannte 
Tatsache, daß vor allem aus süd
amerikanischen Ländern das eigene 
Kapital z. B. nach Europa verlagert 
wird, während aus den Industrie-

Die Position der Industrieländer

D ie Industriestaaten, die in der 
Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) zusammengeschlossen sind, 
werden auf der zweiten W elthan
delskonferenz in Neu-Delhi eine 
Studie über W elternährungsfragen 
und einen gemeinsamen Vorschlag 
über die Einführung von Zollprä
ferenzen für die Importe aus Ent
wicklungsländern vorlegen. Eine 
Sondergruppe der OECD hat in den 
vergangenen zwei Jahren Richtli
nien zu letzterem Problem ausge
arbeitet, die auf der M inisterrats
sitzung der Organisation am 30.11. 
und 1. 12. 1967 in Paris diskutiert 
wurden.

Grundsätzlich haben alle M itglied
staaten der Einführung von Zoll
präferenzen für Halb- und Fertig
fabrikate, die allen Entwicklungs
ländern einseitig, d. h. ohne Gegen
leistung gewährt werden sollen, zu
gestimmt. üb er die Einzelheiten 
eines solchen Systems gehen die 
Meinungen allerdings sehr ausein
ander. Offensichtlich kommt eine 
generelle Zollsenkung oder -befrei- 
ung für alle Halb- und Fertigfa
brikate aus Entwicklungsländern 
nicht in Betracht. Die V ertreter der 
Bundesrepublik, Frankreichs und 
Großbritanniens in der Vierer-Son
dergruppe befürworten ein Zoll- 
quotensystem, d. h. eine Zollbefrei
ung für Importe, die auf einen 
bestimmten Prozentsatz der inlän
dischen Produktion begrenzt wird. 
Andere OECD-Staaten haben eine 
Schutzzollklausel vorgeschlagen, 
um sich dagegen absichern zu kön
nen, daß inländische Industriezwei
ge durch billige Importe gefährdet 
werden.

Ernste M einungsverschiedenheiten 
bestehen noch über die Frage, wie 
die schon vorhandenen Präferenz
systeme zu behandeln sind. Der

artige Zollpräferenzen sind zwi
schen den EWG-Mitgliedern und 
ihren assoziierten afrikanischen 
Staaten sowie innerhalb des Com
monwealth vereinbart worden, und 
zwar im Widerspruch zum OECD- 
Vorsdilag auf der Basis der Gegen
seitigkeit. Vor allem die USA und 
die Schweiz stimmen dafür, diese 
Präferenzen völlig in  einem allge
meinen System zugunsten aller 
Entwicklungsländer aufgehen zu 
lassen, während die EWG und 
Großbritannien dazu neigen, die 
Vorzugsbehandlung der ihnen an
geschlossenen Staaten beizubehal
ten und zwei verschiedene Zoll- 
senkungssysteme einzuführen.

Alle Industriestaaten sind sich aber 
darin einig, daß ein Präferenzsy
stem — wie es auch immer aus
sehen wird — auf eine bestimmte 
Zeit, etwa zehn Jahre, befristet und 
dann in einen w eltw eiten Zollab
bau eingegliedert werden sollte. 
Nur unter dieser Bedingung könnte 
das GATT die neue Regelung ak
zeptieren, da sie dem von ihm- 
vertretenen Prinzip der M eistbe
günstigung widerspricht.

In der Studie über Ernährungspro
bleme der Entwicklungsländer legt 
OECD-Generalsekretär Kristensen 
dar, daß die Industriestaaten zur 
Steigerung der Agrarproduktion 
der Entwidclungsländer beitragen 
und ihnen vor allem bei der Fi
nanzierung der benötigten Nah
rungsmittelimporte helfen müssen. 
Es wird vorgeschlagen, innerhalb 
der OECD die Nahrungsmittelhilfe, 
besonders von W eizen und Milch
pulver, gemeinsam zu oirganisieren. 
Außerdem wird dafür plädiert, daß 
die Industriestaaten ihre Agrarpo
litik modifizieren, um den Entwick
lungsländern Absatzmärkte für 
ihre Erzeugnisse zu schaffen.
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Staaten ein entsprechender Strom 
von Kapital in diese Länder fließt. 
D. h. also, daß die Entwicklungs
länder selbst V ertrauen in ihre 
eigene W irtschaft und deren Zu
verlässigkeit haben müssen.

Soweit Entwicklungsländer, deren 
Exporte heute nodi zu über 
80 “/o aus Rohstoffen bestehen, sich 
in ihrem Land auf die Herstellung 
von ein oder zwei Produkten kon
zentrieren, muß ihr Bemühen dar
auf gerichtet sein, diese Abhängig
keit abzubauen. Das w äre möglich 
durch eine horizontale Diversifi
zierung, d. h. indem eine M ehr
zahl von Grundstoffen hergestellt 
wird, und durch eine vertikale Di
versifizierung, die sich in dem Be
reich der W eiterverarbeitung der 
Grundstoffe und in der Entwicklung 
neuer Produktionen von Halbfer
tigwaren bewegt. Aber eine der
artige Diversifizierung können die 
Entwicklungsländer nur mit Hilfe 
der Industrienationen durchführen.

WIRTSCHAFTSDIENST: In Algier 
haben die Entwicklungsländer ver
sucht, vor Beginn der Konferenz 
ihre Haltung festzulegen. Die Indu
strieländer haben sich im Rahmen 
der OECD in Paris ebenfalls ge
einigt. Damit sind jetzt die Fron
ten abgesteckt. Besteht nun nicht 
die Gefahr, daß das Hauptmerkmal 
der Konferenz in Neu-Delhi eher 
Konfrontation als Verhandlung 
sein wird?

SCHULZ: Grundsätzlich muß zu
nächst ein Unterschied zwischen 
dem Ergebnis der Konferenz der 
„Gruppe der 77" in Algier und den 
Erörterungen der Industrieländer 
im Rahmen der OECD gemacht 
werden; In A lgier schloß die Kon
ferenz mit einem Ergebnis, das als 
Charta von A lgier bezeichnet wor
den ist und das die Maximalforde
rungen, auf die sich die Entwick
lungsländer haben einigen können, 
in einem sogenannten Aktions
programm zusammenfaßt. In Neu- 
Delhi wird sidi zeigen ob die ein
zelnen Entwicklungsländer an den 
M aximalforderungen von Algier 
festhalten oder ob sich gemäßig
tere Kräfte durchsetzen.

In Paris dagegen stimmten sich 
die westlichen Industrieländer le
diglich in der Frage der Gewäh
rung von Zollpräferenzen an die 
Entwicklungsländer ab. In dieser 
Frage konnte Einigung über ge
wisse Grundsätze und wesentliche 
Elemente erzielt werden. W eiter
hin wurde eine ständige und regel
mäßige Abstimmung der Stand
punkte der einzelnen Industrie
länder im Rahmen der OECD und 
des DAG vereinbart. Es kann je 
doch nicht gesagt werden, daß die 
westlichen Industrieländer ihre 
Haltung für Neu-Delhi bindend 
festgelegt haben. Im Gegenteil, 
die einzelnen Industrieländer sind 
völlig frei in ihren Haltungen.

Ob es zu Konfrontationen sta tt 
zu Verhandlungen kommen wird, 
läßt sich zum gegenwärtigen Zeit
punkt nicht sagen. Die Gefahr 
grundlegender Meinungsverschie
denheiten besteht sicherlich. Ob 
sie aber eintreten, hängt entschei
dend davon ab, ob in der ersten 
Phase der Konferenz die Entwick
lungsländer und die Industrie
länder bereit sein werden, so weit 
von ihren eigenen Vorstellungen 
abzuweichen, daß es zu Kompro
missen kommt. Ein sehr hartes Be
stehen beider Seiten auf ihren Hal
tungen in dieser Phase kann durch
aus die Gefahr der Konfrontation 
zur W irklichkeit werden lassen.

WIRTSCHAFTSDIENST; Sehen 
Sie in der Tatsache, daß die Re
gierung Johnson ihre Entwicklungs
hilfeleistungen in diesem Jahr er
heblich gekürzt hat, eine zusätz
liche Bedrohung für das V erhält
nis zwischen Entwicklungsländern 
und Industrieländern?

SCHULZ: Auf der ersten W elt
handelskonferenz 1964 in Genf ha
ben die Industrieländer — und da
mit auch die Vereinigten Staaten 
— die Empfehlung angenommen, 
soweit es irgend möglich ist, 1 “/o 
des Volkseinkommens als Entwick
lungshilfe zu gewähren. Die Ge
berländer waren mit unterschied
lichem Erfolg bestrebt, dieser 
Empfehlung zu folgen und sich 
dem Soll von 1 Vo anzunähern. Die 
Bundesrepublik Deutschland z. B.

hat diese 1 “/o-Klausel nicht erfül
len können. Die Am erikaner haben 
im Jahre 1966 relativ  noch weniger 
Entwicklungshilfe gegeben, und 
die Japaner sind noch hinter den 
Leistungen der Am erikaner geblie
ben.

W enn jetzt die amerikanische 
Entwicklungshilfe im Jahre 1967 
nochmals gekürzt wurde, so kann 
eventuell damit gerechnet werden, 
daß die amerikanische Delegation 
in Neu-Delhi zum Ausgleich auf 
handelspolitischem Gebiet zu mehr 
Zugeständnissen an die Entwick
lungsländer bereit ist und damit 
ihren W illen dokumentiert, die 
versprochenen Entwicklungshilfe
leistungen möglichst zu erfüllen. 
Ob jedoch eine derartige V erlage
rung der Hilfe tatsächlich eintre
ten wird, kann endgültig nicht be
urteilt werden, da die Vereinig
ten Staaten ihre Haltung für Neu- 
Delhi nicht in jedem  einzelnen 
Punkt vor der Konferenz zu er
kennen gegeben haben.

WIRTSCHAFTSDIENST: W ie se
hen die Maßnahmen der Bundes
republik aus, um den in den letzten 
Jahren gesunkenen Entwicklungs
hilfeanteil am Volkseinkommen 
v/ieder der 1 ”/o-Quote anzunähern?

SCHULZ: Die 1 “/o-Quote umfaßt 
sowohl die privaten als auch die 
öffentlichen Kapitalhilfeleistungen. 
Den öffentlichen Kapitalhilfelei
stungen wurde in der mehr
jährigen Finanzplanung eine ho
he Priorität zuerkannt. Es wird 
versucht, in den nächsten Jahren 
eine Steigerungsrate von durch
schnittlich 11 "/o zu erreichen. Durch 
eine Förderung der privaten  In
vestitionen, z. B. durch Verbesse
rung des Entwicklungshilfesteuer
gesetzes, wird gleichzeitig versucht, 
auch die privaten Kapitalhilfelei
stungen zu erhöhen.

WIRTSCHAFTSDIENST: Die
Mehrzahl der Entwicklungsländer 
ist —■ wie bereits erw ähnt wurde 
— auf den Export w eniger Produk
te angewiesen, deren Erlöse zudem 
sehr stark schwanken. Welche 
Chance sehen Sie für eine Steige
rung der Exporterlöse durch eine 
internationale Preispolitik?
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SCHULZ: Exporterlöse setzen sich 
aus zwei Komponenten zusammen: 
aus den Preisen und den Mengen. 
Abgesehen davon, daß die Ange
bots- und Nachfrageverhältnisse 
auf den einzelnen Grundstoffmärk
ten zu heterogen sind, um für alle 
Rohstoffe eine erfolgreiche in terna
tionale Preispolitik durchführenzu 
können, muß nach unserer Ansicht 
in dieser Frage das Schwergewicht 
stärker auf Ausfuhr e r l ö s e  als 
auf P r e i s e  gelegt werden. In der 
Bundesrepublik wird deshalb min
destens ebensoviel W ert auf die 
Entwicklung der Mengennachfrage 
gelegt wie auf die Preisentwick
lung. Um ein Beispiel zu nennen: 
In Deutschland bestehen relativ 
niedrige Einfuhrpreise für Bananen. 
Das allein wäre für die Entwick
lungsländer ungünstig. Die niedri
gen Preise haben aber in Verbin
dung mit einer starken Mengen
konjunktur dazu geführt, daß die 
exportierenden Entwicklungsländer 
auf dem deutschen M arkt die größ
ten Erlössteigerungen erzielt ha
ben.

WIRTSCHAFTSDIENST: Gibt es
Beispiele für eine auf einen M arkt 
begrenzte, erfolgreiche internatio
nale Rohstoffpolitik, die für die Zu
kunft richtungweisend sein könn
te?

SCHULZ: Ein Beispiel ist das 
Kaffee-Abkommen, das vor mehr 
als fünf Jahren abgeschlossen wor
den ist und das dazu geführt hat, 
daß die Kaffee erzeugenden Län
der eine Steigerung ihrer Ausfuhr
erlöse von etwa 600 Mill. Dollar 
erzielt haben. Dabei wurde davon 
ausgegangen, daß ein Kompromiß 
zwischen der Entwicklung der Men
gennachfrage und der Sicherung 
angemessener Preise erzielt w er
den muß. Ob dieses Abkommen für 
weitere fünf Jah re verlängert wird, 
ist im Augenblick Gegenstand sehr 
schwieriger Verhandlungen.

Ähnlich schwierig waren die V er
handlungen über ein Kakao-Ab
kommen, das aber bisher noch 
nicht abgeschlossen werden konn
te. Hier sind trotz bereits erzielter 
Teilergebnisse noch erhebliche In
teressengegensätze zu überwinden.

Daneben gibt es Bestrebungen 
zum Abschluß eines internationa
len Zuckerabkommensj ein Zinnab
kommen existiert bereits, und 
schließlich wird in wenigen Mona
ten auch ein Weizenabkommen in 
Kraft treten.

WIRTSCHAFTSDIENST: Wie be
urteilen Sie den Plan, den Entwick
lungsländern durch eine Ergän
zungsfinanzierung die Möglichkeit 
zu geben, ihre Entwicklungspläne 
bei unerw artet und unverschuldet 
zurückgehenden Exporterlösen zu 
verwirklichen?

SCHULZ: Dazu bedarf es zu
nächst einmal langfristiger und ge
nauer Vorausschätzungen der Ex
porterlöse. Denn sie sollen nach 
dem Plan der Ergänzungsfinanzie
rung als Grundlage für eine auto
matische Zahlung aus einem Fonds 
dienen. Derartige Prognosen sind 
aber schwer zu erstellen. Die Bin
dung an unsichere Schätzungsver
fahren läßt deshalb auch den gesam
ten Plan zu einem schwer durchführ
baren, theoretischen System w er
den. Die Bundesrepublik befürwor
tet aus diesem Grunde ein mehr 
pragmatisches Vorgehen, ohne da
bei einen bestimmten Plan zu ha
ben. Sie ist aber bereit, das Sy
stem als solches auf der Konferenz 
zu erörtern.

WIRTSCHAFTSDIENST: Bestehen 
Aussichten, daß die Verhandlungen 
über Zollpräferenzen für Entwick
lungsländer, die einen der Kern
punkte der Konferenz darstellen, 
auf breiter Ebene zu praktischen 
Ergebnissen führen werden?

SCHULZ: ü b er die Ausgestal
tung eines Zollpräferenzsystems ha
ben sich sowohl die Entwicklungs
länder wie auch die Industrielän
der innerhalb der OECD Gedanken 
gemacht. Die OECD-Mitgliedslän- 
der sind sich über gewisse Grund
sätze einig, die nach dem gegen
wärtigen Stand der Erörterungen in 
der einen oder anderen Form den 
Entwicklungsländern in Neu-Delhi 
vorgelegt werden sollen. Es be
steht auch die Bereitschaft, über die 
nähere A usgestaltung eines sol
chen Systems mit den Entwick
lungsländern zu sprechen. Doch soll

mit den Entwicklungsländern kein 
A b k o m m e n  über die Gewäh
rung von Präferenzen geschlossen 
werden. Vielmehr beabsichtigen die 
Industrieländer, den Entwicklungs
ländern autonom, d. h. ohne Ab
kommen und allein auf Grund 
ihres freien Willens, Präferenzen 
einzuräumen. Dabei muß im GATT 
eine Ausnahmegenehmigung, ein 
sogenannter „waiver" beantragt 
werden, da Präferenzen eine Ab
weichung von der M eistbegünsti
gungsklausel des Artikel I des 
GATT darstellen.

WIRTSCHAFTSDIENST: Es gibt
heute bereits eine Gruppe von prä- 
ferenzierten Entwicklungsländern. 
W ie ist die Haltung dieser Länder 
zu einer allgemeinen Präferenzie- 
rung? W erden sie zustimmen oder 
werden sie — soweit man das heu
te schon beurteilen kann — Son
derpräferenzen verlangen, um ihre 
alte Position zu erhalten?

SCHULZ: Damit schneiden Sie 
eine der schwierigsten Fragen an, 
die mit der Gewährung von Zoll
präferenzen verbunden sind. Denn 
weder die Industrieländer noch die 
Entwicklungsländer vertreten bis
her eine einheitliche Meinung dar
über, was mit den bestehenden Re
gionalpräferenzen und den Gegen
präferenzen, d. h. den Präferenzen, 
die die Entwicklungsländer be
stimmten Industrieländern gewäh
ren, geschehen solL Ich glaube, es 
besieht keinerlei Aussicht, daß auf 
der Konferenz in Neu-Delhi eine 
gemeinsame Haltung der Industrie
länder oder der Entwicklungslän
der erreicht werden kann.

Da die Frage jedoch mit dem Ab
kommen von Jaunde im Zusam
menhang steht, über dessen Erneu
erung zwischen den EWG-Ländern 
ohnehin im Laufe dieses Jahres 
Verhandlungen aufgenommen w er
den, wird dabei sicherlich auch die 
Frage der Regional- und Gegen
präferenzen geklärt werden müs
sen.

V/IRTSCHAFTSDIENST: Aber die 
Präferenzregelung, das läßt sich 
sicher sagen, wird einen der 
Hauptpunkte der Konferenz in 
Neu-Delhi bilden. Sind Präferenz
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systeme in der vorhandenen Form 
oder vielleicht auch in einer zu
künftigen Form überhaupt geeig
net, um die Entwicklungsländer 
stärker in die Weltwirtschaft ein
zugliedern?

SCHULZ: GewiB ist die Gewäh
rung von Zollpräferenzen kein All
heil- oder W undermittel. Den Ent
wicklungsländern werden durch die 
Gewährung von Zollpräferenzen 
jedoch gewisse Vorteile gegeben, 
die aber allein nicht ausreichen 
werden, ihnen die M ärkte der In
dustrieländer in vollem Umfang zu 
erschließen. Um dieses Ziel zu er
reichen, sind weitere Handelsförde
rungsmaßnahmen erforderlich.

WIRTSCHAFTSDIENST: Welche
deutschen Institutionen werden im 
Rahmen der Entwicklungshilfe tä 
tig, um diese weitergehende Han
delsförderung duichzusetzen?

SCHULZ: Als staatliche Organi
sation ist zunächst die Bundesstelle 
für Außenhandelsinformation (BfA) 
in Köln zu nennen. Eine Abteilung 
der BfA unterhält die Verbindung 
zu dem GATT-Handelszentrum in 
Genf und stellt den Entwicklungs
ländern z. B. Informationen über 
die deutschen Einfuhrbestimmungen 
und über die Absatzmöglichkeiten 
zur Verfügung oder beantw ortet 
Einzelanfragen. Darüber hinaus 
gibt es die Ländervereine und den 
Bundesverband des Deutschen 
Groß- und Außenhandels, die die 
Ausfuhrbemühungen der Entwick
lungsländer unterstützen. Aus Mit
teln der technischen Hilfe werden 
den Entwicklungsländern darüber 
hinaus Beihilfen für Messen ge
geben oder Seminare zur Ausbil
dung von Exportfachleuten finan
ziert, um auf diesem W ege die 
Exportvoraussetzungen in den Ent
wicklungsländern zu schaffen. Von 
dieser Seite erfahren die handels
politischen Maßnahmen somit eine 
ganz wesentliche Unterstützung.

WIRTSCHAFTSDIENST: Ließe sich 
der Absatz von Produkten aus 
Entwicklungsländern auf dem deut
schen M arkt auch dadurch fördern, 
daß der Importhandel bei einer 
intensiven Markterschließung im 
Rahmen der Entwicklungshilfen

staatlich unterstützt wird, daß ihm 
z. B. das Risiko der Beschaffung 
durch K reditgarantien weitgehend 
abgenommen wird?

SCHULZ: Das ist ein interessan
ter Gedanke. K reditgarantien des 
Staates für Einfuhren aus den Ent
wicklungsländern hätten sicherlich 
zur Folge, daß die Im porteure in 
größerem Umfang als bisher und 
mit weniger Vorsicht als bisher 
W aren aus den Entwicklungslän
dern einführen. Aber ich glaube, 
den Entviicklungsländern würde da
mit ein schlechter Dienst erwiesen. 
Denn es wird nicht zu erwarten 
sein, daß ihre Ausfuhrdisziplin da
durch gefördert wird. Die Ausfuhr
disziplin können wir nur fördern, 
indem den Entwicklungsländern 
vor Augen geführt wird, daß ihre 
Exporte zurückgehen, wenn sie 
sich nicht an Bedingungen halten, 
die sie mit einem deutschen Im
porteur eingegangen sind.

Im übrigen glaube ich, daß die 
zur Verfügung stehenden Mittel 
in den obengenannten Gebieten
— also z. B. zur Finanzierung von 
Beteiligungen an Messen oder der 
Ausbildung von Exportfachleuten
— besser eingesetzt werden als 
auf dem von Ihnen je tzt angeschnit
tenen Gebiet.

WIRTSCHAFTSDIENST: Gerade
die Messepolitik ist aber nicht ohne 
Probleme. In Berlin fand seit ei
nigen Jahren innerhalb der Deut
schen Industrieausstellung eine 
Spezialveranstaltung „Partner des 
Fortschritts" statt. Sie sollte Ex
porteuren und Produzenten aus 
Entwicklungsländern Gelegenheit 
geben, den deutschen M arkt ken
nenzulernen und Kontakte herzu
stellen. Ausgerechnet diese Son
derausstellung hat im letzten Jah r 
nicht stattgefunden. Ist das ein 
Zeichen dafür, daß die deutsche 
Förderung gegenüber den Entwick
lungsländern auf diesem Gebiet 
nachläßt?

SCHULZ: Ich möchte nicht auf 
die Gründe eingehen, die die Stadt 
Berlin veranlaßt haben, die Aus
stellung „Partner des Fortschritts" 
im Jahre  1967 nicht zu veranstal
ten. In diesem Jahr soll die Aus

stellung auch wieder stattfinden. 
Es ist aber nicht zulässig, aus dem 
einmaligen Ausfall der V eranstal
tung zu schließen, daß die deut
schen Förderungsmaßnahmen ein
geschränkt worden wären. Im Ge
genteil. Die M ittel für die Unter
stützung von Beteiligungen der 
Entwicklungsländer an deutschen 
Messen und A usstellungen sind 
nach wie vor vorhanden. Sie sind 
sowohl im H aushalt 1967 als auch 
im H aushalt 1968 vorgesehen. Auch 
ist in keiner W eise beabsichtigt, 
die Einstellung der Bundesrepublik 
gegenüber der Entwicklungshilfe 
zu ändern. Vielmehr sind M aßnah
men ergriffen worden, die die deut
sche Entwicklungshilfe verbessern 
und die eine höhere Effizienz er
reichen sollen. Es besteht also nicht 
die Absicht, die Entwicklungshilfe
maßnahmen der Bundesrepublik 
einzuschränken — weder auf han
delspolitischem Gebiet noch auf 
finanziellem Gebiet.

WIRTSCHAFTSDIENST: Sie er
wähnten die BfA und den Bundes
verband des Groß- und Außenhan
dels als Institutionen, die sich um 
die Handelsförderung der Entwick
lungsländer verdient machen. W as 
halten Sie von dem Vorschlag, den 
Export der Entwicklungsländer 
durch Unterstützung eines nationa
len deutschen Handelszentrums 
stärker zu fördern?

SCHULZ: Ich kann mir im A u
genblick noch nicht gut vorstellen, 
wie ein derartiges nationales H an
delszentrum aussehen sollte. Die 
Bundesstelle für A ußenhandelsin
formationen stellt ihrem W esen 
nach jedoch ein Handelszentrum 
dar, das —• w ie vorhin schon ge
sagt wurde — auch in Zusammen
arbeit mit dem GATT-Handelszen- 
trum — eine Reihe von unterstü t
zenden Maßnahmen für die Förde
rung des Absatzes von Produkten 
aus Entwicklungsländern auf dem 
deutschen M arkt getroffen hat. Und 
neben der Verm ittlung von Infor
mationen der BfA an Exporteure 
in Entwicklungsländern hat die 
Bundesregierung bereits vor ein
einhalb oder zwei Jahren  die deut
schen Botsdiaften und V ertretun
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gen im Ausland aufgefordert, der 
Frage der W arenausfuhr aus den 
Gastländern in die Bundesrepublik 
besondere Aufmerksamkeit zu w id
men.

WIRTSCHAFTSDIENST: Reicht
aber die Tätigkeit der BfA auf 
diesem Gebiet aus? Welche Art 
von Informationen verm ittelt sie? 
Beschränkt sie sich auf allgemeine 
Angaben, z. B. über bestimmte 
Gesetze und Verordnungen, oder 
gibt sie gezielte Anweisungen über 
die Gestaltung und A usstattung 
eines potentiellen Exportproduktes 
sowie über die geeigneten Absatz
wege auf dem deutschen Markt?

SCHULZ: Derartige Einzelfragen 
werden meiner Meinung nach —■ 
wenn sie überhaupt gestellt w er
den — so gut wie möglich durch 
gezielte Anweisungen beantwortet. 
Diese A rt der Unterrichtung und 
Information wird durch die BfA 
in Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen, wie z. B. der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung, der Carl-Duis- 
berg-Gesellschaft und der Deut
schen Stiftung für Entwicklungs
länder, in Form von Seminaren 
durchgeführt.

WIRTSCHAFTSDIENST: W ie be
urteilen Sie die Möglichkeiten eines 
gemeinsamen Handelszentrums der

UNCTAD und des GATT, um den 
Handel der Entwicklungsländer zu 
fördern?

SCHULZ: W ir unterstützen und 
begrüßen die Gründung dieses ge
meinsamen Zentrums vor allem 
deshalb, weil durch die Fusion 
mehr M ittel zur Verfügung stehen 
werden. W enn diese Institution 
sachkundig geleitet wird und die 
bisherigen M itarbeiter auch dem 
neuen Handelszentrum erhalten 
bleiben, kann es sicherlich dazu 
beitragen, die handelsfördem de 
Tätigkeit des GATT durch Aus
bildung von Unternehmern und 
Fachleuten erheblich zu erweitern 
und zu unterstützen.

Erste Eindrücke 
von der Welthandelskonferenz

G erhard^ aurer, Neu-Delhi

W'eiche Bedeutung den Ver
handlungen der zweiten W elt

handelskonferenz in Neu-Delhi zu
gemessen werden muß, ergibt sich 
allein aus Überlegungen darüber, 
was geschähe, wenn der gemein
same Versuch der 132 Nationen, 
eine „Welt ohne Not, Elend und 
Hoffnungslosigkeit“ zu schaffen, 
scheiterte. Die Folgen wären 
schrecklich, hieß es in vielen der 
Eröffnungsansprachen!

Politische Nolwendlgksit

Die V ertreter der Entwicklungs
länder sind deshalb hinsichtlich der 
Chancen zur Verwirklichung ihrer 
Forderungen durchaus optimistisch, 
denn sie argumentieren, die An
nahme ihrer Vorschläge läge auch 
im Interesse der Industrienationen: 
Sollte es nicht gelingen, die stän
dig wachsende Kluft zwischen arm 
und reich in der W elt zu über
winden, dann wird wirtschaftliche 
Rückständigkeit immer wieder im

mer größere Konflikte verursa
chen. W ird es selbst durch kühn
ste Anstrengungen nicht gelingen, 
die Pläne für eine bessere W elt zu 
verwirklichen, dann werden die 
Völker aufbegehren und gewalt
sam Änderungen herbeiführen.

Frau Indira Gandhi faßte dieses 
Argument in ihrer Eröffnungsan
sprache wie folgt zusammen: „Für 
die entwickelten Nationen heißt 
die Frage nicht, ob sie es sich 
leisten können, den Entwicklungs
ländern zu helfen, sondern ob sie 
es sich leisten können, dies nicht 
zu tun.“ Bundeswirtschaftsminister 
Karl Schiller übernahm dieses 
Zitat in seine Darstellung des 
deutschen Standpunktes vor dem 
Plenum.

So ist auch der Repräsentant des 
Gastlandes und Präsident der Kon
ferenz, der indische Handelsmini
ster Shri Dinesh Singh, der An
sicht, daß es nicht etwa um In
teressenkonflikte einzelner Länder

geht. Gegensätze sieht er vielmehr 
zwischen dem langfristigen Erfor
dernis, die Rückständigkeit in den 
Entwicklungsländern zu beseitigen, 
und den kurzfristigen Möglichkei
ten einer Entwicklungshilfe durch 
die Industrieländer. Er hält es als 
Präsident der Konferenz für seine 
dringendste Aufgabe, die langfri
stige Betrachtung ins Zentrum der 
Bemühungen zu rücken, denn auf 
lange Sicht müssen die Interessen 
aller Nationen harmonieren.

Entwicklungshilfe trotz Schwierig
keiten der Induslrienationen

Shri Dinesh Singh tra t ganz ent
schieden dem Einwand entgegen, 
die Konferenz komme zum falschen 
Zeitpunkt zusammen. Zwar werden 
die Konjunkturlage in einigen In
dustrienationen, die Sterling- und 
die Dollarkrise, der V ietnamkon
flikt sowie die Tatsache, daß das 
Jahr 1968 für die USA ein W ahl
jah r ist, die Bereitschaft der Ge
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berländer mindern, neue Verpflich
tungen einzugehen. Der Präsident 
der Konferenz wies jedoch darauf 
hin, daß die Notwendigkeit wirk
samer Maßnahmen zur Korrektur 
der sich ständig verschlechternden 
Situation in den Entwicklungslän
dern nie größer war und daß die 
Lage sich nur verschlechtern würde, 
wenn man der Entwicklung freien 
Lauf ließe.

Bei dieser weltweiten Begegnung 
muß deshalb verhindert werden, 
so Indira Gandhi, daß die Gele
genheit, die Weichen für Frieden 
und W ohlstand zu stellen, erneut 
nicht genutzt wird. Keineswegs, so 
w arnte auch der G eneralsekretär 
der W elthandelskonferenz Raül 
Prebisch, dürfe die zeitbedingte 
Rücksichtnahme auf augenblickli
che Schwierigkeiten verhindern, 
daß für langfristig geplante Stra
tegien die geeigneten Maßnahmen 
vereinbart werden — selbst wenn 
diese zeitweise nicht in dem er
forderlichen Ausmaß verwirklicht 
werden können.

Die V ertreter der Industriena
tionen sind bereit, darüber zu dis
kutieren, was getan werden 
k ö n n t e ,  um die Lage in den 
Entwicklungsländern zu verbes
sern. Dabei sind ihre Überlegun
gen allerdings davon geleitet, hohe 
finanzielle Kosten und schwierige 
strukturelle Umstellungen zu um
gehen.

Im Gegensatz dazu fordern die 
V ertreter der Entwicklungsländer, 
was getan werden m u ß ,  um be
stimmte Wachstumsziele zu errei
chen. Sie sind der Meinung, daß 
auch in den Industrienationen die
sen — allein den Frieden in der 
W elt garantierenden — M aßnah
men höhere politische Priorität zu
erkannt werden muß als internen 
finanzpolitischen und strukturpoli
tischen Erwägungen.

Die fünf Hauptausschüsse

Bei vielen der rund 1500 Re
präsentanten aus 132 Ländern und 
der etwa 500 Delegierten der Toch
terorganisationen der Vereinten 
Nationen und der internationalen

zwischenstaatlichen und privaten 
Organisationen treten  schon jetzt 
Befürchtungen auf, daß selbst 8 
Wochen Konferenzzeit mit etwa 
400 vorgesehenen Sitzungen nicht 
ausreichen würden, über das Sta
dium der unverbindlichen Debatte 
hinaus zur Ausarbeitung unter
zeichnungsreifer Abkommen zu 
gelangen. Diejenigen, die trotz al
ler Proklamationen hoffen, daß 
letztlich alles beim alten bleiben 
möge, sehen hierin natürlich ihre 
große Chance. Die Entwicklungs
länder aber drängen darauf, daß die 
zweite W elthandelskonferenz nicht 
ein bloßes Diskussionsforum bleibt. 
So wurden für die verschiedenen 
Probleme sofort fünf Hauptaus
schüsse eingesetzt;

□  Der Hauptausschuß I (Commodi
ty  Problems and Policies) behan
delt Rohstoffabkommen, Operation 
und Finanzierung von Buffer 
Stocks sowie Probleme des W ett
bewerbs mit synthetisdien Ersatz
stoffen.

□  Der Hauptausschuß II (Expan
sion and Diversification of Exports 
and M anufactures and Semi-Manu
factures) befaßt sich mit den The
men Zollpräferenzen für W aren 
aus Entwicklungsländern, Abbau 
von Zöllen und Kontingenten der 
Industrienationen, Ausdehnung 
„vertikaler Präferenzsysteme" zu 
einem globalen System.

□  Zum Aufgabenkreis des Haupt
ausschusses III (Growth, Develop
ment Finance and Aid) gehören; 
Verschuldungsprobleme der Ent
wicklungsländer, Neugestaltung 
der Vergabegrundsätze für Ent
wicklungskredite (Abbau von Lie
fer- und Projektbindung, Kredite 
zu niedrigeren Zinssätzen, längere 
Laufzeiten und Verlängerung der 
tilgungsfreien Zeit), Steigerung der 
Entwicklungshilfeleistungen, Mobi
lisierung des internen Potentials 
der Entwicklungsländer, Aus
gleichsfinanzierung bei Schwankun
gen der Exporterlöse, Ausdehnung 
der Ziehungsrechte der Entwick
lungsländer beim Internationalen 
Entwicklungsfonds.

□  Im Hauptausschuß IV (Problem 
of Developing Countries in Regard

to Invisibles Including Shipping) 
soll über Praktiken der Schiffahrts- 
konferenzen, Erweiterung der Han
delsmarinen der Entwicklungslän
der, Ausbau von Hafenanlagen 
u. a. verhandelt werden.

□  Im Hauptausschuß V (Trends 
and Problems in W orld Trade) soll 
schließlich überprüft werden, wie 
weit die Empfehlungen der ersten 
W elthandelskonferenz verwirklicht 
wurden. Außerdem sollen Proble
me des Ost-W est-Handels und die 
Ausweitung des Handels zwischen 
den Entwicklungsländern durch 
V ereinbarung regionaler W irt
schaftsgemeinschaften besprochen 
werden.

In allen Ausschüssen wird zu
nächst überprüft, welche Fortschrit
te seit der Genfer Konferenz im 
Jahre  1964 erzielt worden sind. Da 
das Ergebnis sehr m ager ist, be
herrschen nun die Forderungen der 
Entwicklungsländer die Konferenz. 
Die Zusammenstellung dieser For
derungen — die Charta von Al
gier — wird von V ertretern aus 
den Industrienationen allerdings 
geringschätzig als „shopping lis t“ 
bezeichnet.

Unterstützung der Entwicklungshilfe 
durch Selbsthilfe

Doch sollte man bei aller Kon
sternation über das Ausmaß die
ser Forderungen nicht übersehen, 
daß die Entwicklungsländer voll 
anerkennen, daß die wirtschaftli
che Entwicklung ihrer Länder pri
mär ihre eigene Aufgabe ist. So 
betonte der G eneralsekretär der 
Konferenz, Raül Prebisch, in sei
ner Eröffnungsansprache, daß es 
gesteigerter A nstrengungen der 
Entwicklungsländer bedürfe, um 
die Hilfe von außen wirkungsvoll 
zu unterstützen; Agrarreformpläne 
müssen verwirklicht, privilegierte 
Klassen gebührend besteuert und 
realistische Programme zur Famili
enplanung durchgeführt werden. 
Darüber hinaus ist eine Änderung 
überbew erteter W echselkurse not
wendig. Gleichzeitig muß die Infla
tion gestoppt, die Privatinitiative 
mobilisiert und die staatliche Pla
nung verbessert werden.
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